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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Im Interview mit dem Münchner Merkur 

spricht Alexander Dobrindt, Vorsitzender 

der CSU im Bundestag, über die Zukunft der 

Großen Koalition, Wachstumsimpulse für 

die Wirtschaft unseres Landes und höhere 

Verteidigungsausgaben. Deutschland könne 

sich nicht länger darauf verlassen, dass vorwiegend andere NATO-Partner zur 

Verteidigungsfähigkeit des Bündnisses beitragen, so Dobrindt. 

 

Am 4. April feierte die NATO in Washington ihr 70-jähriges Bestehen. Auch im Bundestag 

war das Bündnis diese Woche Thema. Deutschland als zweitgrößter Mitgliedsstaat der 

NATO muss eine starke Stütze der NATO sein. Das erwarten unsere Alliierten von uns, 

das entspricht unseren eigenen Sicherheitsinteressen und es sollte der Anspruch an uns 

selbst sein. Wir stehen zum transatlantischen Bündnis und wollen unseren Beitrag leisten.  

 

Unser Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) hat in der letzten Woche die 

Kriminalitätsstatistik für 2018 präsentiert. Seehofer verwies auf die positive Entwicklung 

der Zahlen. Es gab weniger als 5,4 Millionen Straftaten im vergangenen Jahr. Gleichzeitig 

hat die Aufklärungsquote einen Höchststand erreicht. Es zahlt sich aus, dass die Union die 

Innere Sicherheit ins Zentrum der Politik gerückt und im Bundeshaushalt zu einem 

Investitionsschwerpunkt gemacht hat. Doch die erneut gesunkene Zahl der registrierten 

Straftaten ist uns kein Grund zur Entwarnung. Sie ist uns – gerade auch mit Blick die 

Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung zur Kriminalitätswahrnehmung – vor allem 

Ansporn. CDU und CSU werden die Hände nicht in den Schoß legen und zügig die im 

Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen für mehr Sicherheit umsetzen. Dazu zählt 

insbesondere der Pakt für den Rechtsstaat mit weiteren 15.000 Polizisten im Bund und den 

Ländern. Dort, wo noch Regelungslücken bestehen, dürfen wir aber nicht untätig bleiben: 

Wir wollen sicherstellen, dass die Ermittlungsbehörden künftig bei Verdacht eines 

Einbruchdiebstahls in eine Privatwohnung die Telekommunikation überwachen und 

aufzeichnen können. 

 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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INTERVIEW IM MÜNCHNER MERKUR   

Dobrindt: „Auch Deutschland muss seinen Anteil 

leisten“ 
 

Im Interview mit dem Münchner Merkur spricht Alexander Dobrindt, Vorsitzender der 
CSU im Bundestag, über die Zukunft der GroKo, Wachstumsimpulse für die Wirtschaft 
und höhere Verteidigungsausgaben. Deutschland könne sich nicht länger darauf 
verlassen, dass vorwiegend andere NATO-Partner zur Verteidigungsfähigkeit des 
Bündnisses beitragen, so Dobrindt. 
 

 
 
Diese Koalition schleppt sich von Woche zu Woche. Wann ist es genug? 

Die GroKo ist besser als ihr Ruf. Sie sollte aber ihre Erfolge gemeinsam stärker vertreten. 

Dringende bitte an die SPD: raus aus der Sinnkrise, zurück in den Regierungsmodus. Es 

liegen größte Herausforderungen vor uns. Die Konjunkturprognosen sinken stärker, als das 

viele erwartet haben. Möglicherweise müssen wir in Kürze über ein neues 

Konjunkturpaket sprechen, um wieder stärker in Wachstum zu investieren und so das hohe 

Niveau an Beschäftigung zu erhalten. Wachstumsimpulse sollten kein Kriseninstrument 

sein, erst dann wenn es eigentlich schon zu spät ist, sondern gesetzt werden, um Krisen zu 

vermeiden.  
 

Wie groß muss das Paket konkret sein, wo greift es? 

Es geht um Milliardenbeträge, die im Haushalt aufgewendet werden müssen: Wir brauchen 

stärkere Investitionen in Infrastruktur, Innovationen und Digitalisierung. Außerdem  
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wollen wir unsere internationalen Verpflichtungen bei der Verteidigung und der 

Entwicklungszusammenarbeit einhalten.  
 

Das heißt: Die schwarze Null wackelt, doch bald neue Schulden? 

Nein! Die schwarze Null ist für uns gesetzt. Auch Steuererhöhungen, wie sie sich manche 

in der SPD wünschen, werden wir nicht zulassen. Wir müssen jetzt die richtigen 

Prioritäten im Haushalt setzen. Dafür brauchen wir eine Wachstumsdebatte und keine 

Sozialstaatsdebatte. Die fünf bis acht Milliarden Euro, die Arbeitsminister Heil für seine 

fehlgesteuerten Rentenpläne vorsieht, müssen wir in Investitionen lenken. 
 

Was muss sich am Verteidigungsetat ändern? 

Das NATO-Ziel von zwei Prozent gilt. Wir haben uns auch ein Zwischenziel von 1,5 

Prozent im Jahr 2023 gesetzt. Das bildet sich in der mittelfristigen Finanzplanung von 

Finanzminister Scholz nicht ab. Deshalb machen wir uns diese Pläne nicht zu eigen. Wir 

werden im Bundestag dafür sorgen, dass unsere internationalen Zusagen eingehalten 

werden und wir den Verteidigungsetat so ausstatten, um den internationalen 

Herausforderungen zu begegnen. 
 

Wo muss in der Rüstung investiert werden? In schöne Kinderkrippen für die Kasernen? 

Beides muss möglich sein: die Bundeswehr als Arbeitgeber attraktiver machen und 

gleichzeitig die Ausrüstung deutlich verbessern. Dazu braucht es langfristig Perspektiven 

für große Ausrüstungsprojekte wie etwa das neue Kampfflugzeug, das wir gemeinsam mit 

Frankreich entwickeln. Klar ist: Wir können uns nicht länger darauf verlassen, dass 

vorwiegend andere Partner zur Verteidigungsfähigkeit der NATO beitragen. Auch 

Deutschland muss seinen Anteil leisten. 
 

Wegen der Kürzungen im Entwicklungs-Etat spricht Ihr Parteifreund Ramsauer vom 

„Sargnagel für die Koalition“. Hat er Recht? 

Wir wollen im humanitären Bereich nicht wieder eine Situation erleben, in der die 

Lebensmittelversorgung in Flüchtlingscamps nicht mehr gesichert ist, und damit 

Wanderungsbewegungen nach Europa in Gang kommen. In den vergangenen Jahren haben 

wir den Haushalt für die Entwicklungshilfe von sechs auf über zehn Milliarden Euro 

gesteigert, um Fluchtursachen zu bekämpfen und Perspektiven zu schaffen in den 

Heimatländern. Aber es kommen auch immer neue Aufgaben hinzu. Wir stellen uns dieser 

humanitären Verantwortung. Deswegen darf auch das weitere Anwachsen des 

Entwicklungshilfehaushalts nicht infrage gestellt werden. 
 

Also – Sargnagel? 

Wir haben in den letzten Jahren im Bundestag immer wieder dafür gesorgt, dass dieser Etat 

stärker steigt, als es der Finanzminister vorgesehen hat. Ich sehe auch diesmal das 

Potenzial, dass wir uns darauf verständigen.  
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KRIMINALSTATISTIK   

Seehofer: „Deutschland einer der sichersten Länder der 

Welt“ 
Horst Seehofer (CSU) hat in dieser Woche die Kriminalitätsstatistik präsentiert. Der 
Bundesinnenminister verwies auf die positive Entwicklung der Zahlen. Weniger als 5,4 
Millionen Straftaten gab es im vergangenen Jahr. Gleichzeitig hat die Aufklärungsquote 
einen Höchststand erreicht. 
 

 
 
 
So wenig Straftaten wie seit Jahrzehnten nicht mehr 
Bundesinnenminister Horst Seehofer hat am Mittwoch im Bundestag im Rahmen der 
Aktuellen Stunde die Kriminalstatistik für das Jahr 2018 vorgestellt. "Die Polizeiliche 
Kriminalstatistik verzeichnete im vergangenen Jahr weniger als 5,4 Millionen Straftaten", 
berichtete der Bundesinnenminister. Diese sei der niedrigste Wert seit Jahrzehnten. Aber 
natürlich sei jede Straftat eine zu viel, so Seehofer. "Die Aufklärungsquote hat einen 
Höchststand erreicht – sie wird geschlüsselt seit dem Jahr 2005 festgestellt –, nämlich 56,5 
Prozent", sagte Seehofer. Der Bundesinnenminister sagte, dass angesichts dieser Zahlen 
mit Fug und Recht festgehalten werden könne, dass Deutschland eines der sichersten 
Länder der Welt sei. Horst Seehofer bedankte sich dafür explizit bei den Polizistinnen und 
Polizisten. "Die Entwicklung ist zwar erfreulich, aber wir müssen alle miteinander daran 
arbeiten, dass sie in den nächsten Jahren verstetigt wird", betonte Seehofer. Dafür brauche 
es weiterhin eine gute personelle Ausstattung der Sicherheitsbehörden und eine gute 
materielle Ausstattung, die auf der Höhe der Zeit ist, so der Bundesinnenminister. "Die 
schlechteste Antwort wäre, wenn wir uns auf diesen erfreulichen Zahlen ausruhen 
würden", sagte Seehofer. Niemand könne eine absolute Sicherheit, eine hundertprozentige  
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Sicherheit versprechen. Aber das Menschenmögliche für die Sicherheit in unserem Lande 
müsste zu jeder Zeit getan werden. Der Bundesinnenminister verwies vor allem noch auf 
einen Straftatbereich, der die Bevölkerung besonders bewegt: "Die Diebstahlsdelikte – 
übrigens der größte Bereich der Straftaten – befinden sich ebenfalls auf dem niedrigsten 
Niveau seit Jahrzehnten." Es habe einen Rückgang um 7,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gegeben. "Ganz besonders erfreulich ist die Entwicklung beim 
Wohnungseinbruchdiebstahl, der viele Menschen umtreibt: Die Statistik verzeichnet hier 
erneut eine Abnahme, und zwar um 16,3 Prozent", berichtete Horst Seehofer.  
 
Rückgang bei Gewaltdelikten 
Einen weiteren Punkt griff Horst Seehofer noch heraus: "Entgegen der öffentlichen 
Wahrnehmung und Einschätzung hatten wir bei den Gewaltdelikten ebenfalls einen 
Rückgang gegenüber 2017, um fast zwei Prozent." Gleiches gelte für die Kriminalität von 
Ausländern: 2018 sei der Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen mit 30,5 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr – mit 30,4 Prozent – praktisch konstant geblieben, so der 
Bundesinnenminister. Eine kleine Einschränkung nahm Horst Seehofer bei der insgesamt 
positiven Darstellung vor: "Bei bestimmten Deliktsgruppen haben wir Zuwächse. Das gilt 
vor allem für die Fälle von Widerstand gegen die Staatsgewalt. Hier haben wir eine 
Zunahme der Zahl der erfassten Fälle um fast 40 Prozent." Das sei sicher darauf 
zurückzuführen, dass das Recht geändert worden sei und es jetzt eine präzisere Erfassung 
dieser Vorgänge gebe. Früher seien all diese Vorgänge unter dem allgemeinen Begriff der 
Körperverletzung erschienen, und jetzt erschienen sie als Straftat "Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte". Zudem sei das Internet ein neuer Markt für die Kriminalität 
geworden. "Das gilt für die Rauschgiftkriminalität, das gilt für den Bereich der eigentlichen 
Cybersicherheit, aber auch für die Verbreitung von Kinderpornografie und den Handel mit 
Waffen", so Seehofer. Die Anstiege der Kriminalität in diesen Bereichen werde man nicht 
hinnehmen, deshalb müssten in den nächsten Monaten Rechtslücken geschlossen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.cducsu.de/themen/mehr-personal-schnellere-verfahren
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NATO 

Freiheit und Sicherheit für Europa  
 
Am 4. April feierte die NATO in Washington ihr 70-jähriges Bestehen. Auch im Bundestag 
war das Bündnis diese Woche Thema. 
 

 
 

 
 
Erneutes Bekenntnis zum Zwei-Prozent-Ziel 
In Washington feierte die NATO diese Woche ihre Gründung am 4. April 1949. Im Zuge 
der Feierlichkeiten wurden die künftige strategische Ausrichtung sowie die militärischen 
Fähigkeiten des Bündnisses angesprochen. Vor allem die Diskussionen über das Zwei-
Prozent-Ziel dominierten das Jubiläum. In der Hauptstadt der Vereinigen Staaten haben 
sich Deutschland und die anderen NATO-Verbündeten schließlich erneut zu einer 
Erhöhung der Verteidigungsausgaben bekannt. Es seien "wesentliche Fortschritte erzielt" 
worden, aber die Staaten "können, müssen und werden mehr tun", heißt es in einer von 
den NATO-Außenministern verabschiedeten Erklärung. Konkret erneuern die 29 
Mitgliedsstaaten somit ihr Versprechen, die Zwei-Prozent-Zielmarke von 2014 
einzuhalten. Auch die CSU im Bundestag spricht sich klar für eine deutliche Erhöhung der 
Militärausgaben aus. So mahnte der Vorsitzende, Alexander Dobrindt, dass auch 
Deutschland seinen verteidigungspolitischen Beitrag leisten müsse. 
 
Debatte im Bundestag 
In der Bundestagsdebatte zum 70-jährigen Bestehen des NATO-Bündnisses bekräftigte 
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) am Donnerstag die Zusage, die 
Ausgaben bis zum Jahr 2024 deutlich zu erhöhen und langfristig die NATO-Zielmarke  
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anzustreben. Die Verteidigungsministerin bezeichnete das Bündnis als "Garant für 
Sicherheit und Freiheit in Europa". Die NATO beruhe auf dem Prinzip der 
Glaubwürdigkeit des Bündnisversprechens und dem Prinzip fairer Lastenteilung. "Ich 
finde, beim Beistandsversprechen sind wir gut", sagte von der Leyen. Auch würdigte sie 
den Beitrag unseres Landes für das transatlantische Bündnis. So sei Deutschland der 
zweitgrößte Truppensteller in Afghanistan, zweitgrößter Nettozahler im Bündnis und 
schütze maßgeblich die östliche Grenze des Bündnisses. CSU-Außenpolitiker Christian 
Schmidt zeichnete in seinem Redebeitrag zudem die historische Rolle der NATO nach. Er 
unterstrich dabei vor dem Hintergrund des Ost-West-Konflikts, dass Deutschland wie kein 
anderes Land von der NATO profitiert habe. Er mahnte, dass man den Bürgern dieses 
Landes diese historische Leistung der NATO auch weiterhin verdeutlichen müsse. Auch 
künftig gelte es, die Bürger bei sicherheitspolitischen Fragen einzubeziehen und um 
Verständnis zu werben.  
 
Den europäischen Pfeiler stärken 
Im Anschluss stimmte der Bundestag für einen Antrag von CDU/CSU und SPD, in dem sie 
anlässlich der NATO-Gründung dafür plädieren, den europäischen Pfeiler innerhalb des 
Bündnisses stärken. Die Bundesregierung wird darin aufgefordert, sich für "Zusammenhalt 
und Einigkeit im Bündnis als Beitrag zur Aufrechterhaltung und Stärkung der 
regelbasierten internationalen Ordnung einzusetzen und transatlantische Lastenteilung 
weiterhin auch glaubwürdig umzusetzen". Die Bundesrepublik müsse sich weiterhin zu 
den Vereinbarungen in der Nato bekennen, dem "Zielkorridor der Vereinbarungen" folgen 
und "damit auch weiterhin einen wichtigen Beitrag zur fairen Lastenteilung im Bündnis 
leisten". Ebenso soll die Regierung weiterhin substanzielle Beiträge zur Stärkung der 
kollektiven Verteidigung der NATO leisten und dabei als Rahmennation zur Stärkung des 
europäischen Pfeilers der NATO für die Verbündeten zur Verfügung stellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


